
Lfd.Nr. 12 |Jahr 2023 

 

VERHANDLUNGSSCHRIFT 

 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Marktgemeinde Riedau am Donnerstag, den 30. März 2023 

Tagungsort: Sitzungssaal 

Beginn:  19:00 Uhr 

Ende: 21:35 Uhr 

Anwesende GR-Mitglieder: 

 

1. Bgm. Markus Hansbauer als Vorsitzender 

2. 1. Vizebgm. Johann Schmidseder 

3. GV Reinhard Windhager 

4. GR Anna Zallinger 

5. GR Thomas Klugsberger 

6. GR Alois Brunner 

7. GR Lukas Sumereder  

8. GR Franz Schabetsberger 

9. GR Karin Eichinger 

10. GR Elisabeth Jäger 

11. GR Sascha Hübsch 

12. GV Michael Desch 

13. GR Andreas Unterberger 

14. GR Johannes Schönbauer  

15. GR Bernhard Rosenberger 

16.   

17.   

18.   

19.   

 

GR-Ersatzmitglieder: 

 

 ER Christian Kalchgruber für GR Günter Humer 

 ER Walter Furthner für GR Marcel Weinberger 

 ER Birgit Trinkfaß  für GR Anna Wimmer 

 ER Andreas Schroll für  2. Vizebgm. Franz Arthofer 

 

Der Leiter des Gemeindeamtes:  AL Petra Langmaier  

Sonstige Personen (§ 66 Abs. 2 OÖ. GemO.1990): - 

Der Schriftführer (§ 54 Abs. 2 OÖ. GemO. 1990):  AL Petra Langmaier  

 

Es fehlen: 

 

 entschuldigt: unentschuldigt:  

 GR Günter Humer 

 GR Anna Wimmer 

 GR Marcel Weinberger 

 2. Vizebgm. Franz Arthofer 
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Der Vorsitzende eröffnet um 19:00 Uhr die Sitzung und stellt fest, dass 

a) die Sitzung von ihm einberufen wurde; 

b) die Verständigung hierzu gemäß den vorliegenden Zustellnachweisen an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder am 

23.03.2023 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist; der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 

54 Abs. 1 OÖ. GemO 2002) enthalten ist, und die Verständigung hierzu an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder 

zeitgerecht unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist; die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der 

Amtstafel öffentlich kundgemacht wurde; 

c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist; 

d) die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 02.02.2023 bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden 

im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese 

Verhandlungsschrift von jenen Gemeinderatsmitgliedern und Ersatzmitgliedern, welche an der betreffenden 

Sitzung teilgenommen haben, bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können. 

 

Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen: 

Folgende Gemeinderatsmitglieder sind anzugeloben: - 

 

Folgender Dringlichkeitsantrag wurde gemäß § 46 Abs. 3 OÖ. GemO 2002 eingebracht:  

- 

 

Der Vorsitzende setzt folgenden Tagesordnung von der Tagesordnung ab: 

TOP 4. Auftragserteilung Huber Photovoltaik GmbH, Photovoltaikanlage Freibad – Bahnhofstraße 57 (Beratung und 

Beschlussfassung)  

 

Bürgerfragestunde – keine Wortmeldungen  
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Tagesordnung:  

TOP 1. Bericht des Obmannes des Prüfungsausschusses (Kenntnisnahme)  

TOP 2. Bericht des Obmannes des Wohnungsausschusses (Kenntnisnahme)  

TOP 3. Bericht der Obmannes des Kultur- und Vereinswesenausschusses (Kenntnisnahme)  

TOP 4. Au%ragserteilung Huber Photovoltaik GmbH, Photovoltaikanlage Freibad – Bahnhofstraße 57 (Beratung und 

Beschlussfassung)  

TOP 5. Nachwahl nach Mandatsverzicht von ER Sabrina Krupa – Frak7onswahl SPÖ (Beratung und Beschlussfassung) 

a.) Nachwahl eines Mitgliedes in den Familienausschuss – Frak7onswahl SPÖ (Beratung und Beschlussfassung)  

TOP 6. Nachwahl nach Mandatsverzicht von GR Andreas Lengauer – Frak7onswahl ÖVP (Beratung und  

Beschlussfassung)  

a.) Nachwahl eines Obmannes in den Bau- und Infrastrukturausschuss – Frak7onswahl ÖVP (Beratung und 

Beschlussfassung)  

TOP 7. Änderung der Friedhofsgebührenordnung (Beratung und Beschlussfassung)  

TOP 8. Finanzierungsdarstellung für das Projekt „FF Riedau Fahrzeugankauf LFA-B“ (Beratung und Beschlussfassung)  

TOP 9. Pachtvertrag abgeschlossen zwischen der Marktgemeinde Riedau und ***** (Beratung und Beschlussfassung)  

TOP 10. Pachtvertrag abgeschlossen zwischen der Marktgemeinde Riedau und **** (Beratung und Beschlussfassung)  

TOP 11. Änderung der Richtlinien für die Gewährung einer Betriebsförderung (Beratung und Beschlussfassung)  

TOP 12. Unterstützung zur Errichtung eines Vereinsheimes – PWV Hub (Beratung und Beschlussfassung)  

TOP 13. Rechnungsabschluss 2022 (Beratung und Beschlussfassung)  

TOP 14. Auflassung von Teilflächen des öffentlichen Gutes, Gstnr. 810/16 (Beratung und Beschlussfassung)  

TOP 15. Au%ragserteilung Rosenbauer Österreich GmbH, Ausrüstung LFA-B (Beratung und Beschlussfassung)  

TOP 16. Einschränkung bzw. Vorgehensweise der Öffnungszeiten im Freibad aufgrund der aktuellen Personalsitua7on 

(Beratung und Beschlussfassung)  

TOP 17. Verleihung eines Ehrenringes in Gold an AL aD. Katharina Gehmaier (Beratung und Beschlussfassung)  

TOP 18. Änderung der Wasserleitungsordnung für die Wasserversorgungsanlage Riedau (Beratung und 

Beschlussfassung)  

TOP 19. Bericht des Bürgermeisters  

TOP 20. Allfälliges  
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TOP 1. Bericht des Obmannes des Prüfungsausschusses (Kenntnisnahme) 
 

Der Obmann GR Sascha Hübsch gibt die Berichte zu den Sitzungen des Prüfungsausschusses am 13. Februar 2023 und 

14. März 2023 mit folgender Tagesordnung bekannt: 

 

Sitzung des Prüfungsausschusses, am 13. Februar 2023 mit der Tagesordnung:  

• Überprüfung Globalbudget 2022 (Feuerwehr, Mittelschule u. Volksschule) 

• Investive Einzelvorhaben 

• Richtlinien Gemeindefinanzierung NEU 

• Allfälliges 

 

Sitzung des Prüfungsausschusses, am 14. März 2023 mit der Tagesordnung:  

• Überprüfung Rechnungsabschluss 2022  

• Allfälliges 

 

 

TOP 2. Bericht des Obmannes des Wohnungsausschusses (Kenntnisnahme) 
 

Unter Ausschluss der Öffentlichkeit 

Sitzung des Wohnungsausschusses am 13. März 2023 
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TOP 3. Bericht des Obmannes des Kultur- und Vereinswesenausschusses (Kenntnisnahme) 
 

Der Obmann GR Alois Brunner gibt die Berichte zu den Sitzungen des Kultur- und Vereinswesenausschusses am 

15.02.2023 und 23.03.2023 mit folgender Tagesordnung bekannt: 

 

Sitzung des Kultur- und Vereinswesenausschusses, am 15. Februar 2023 mit der Tagesordnung:  

• Rossmarkt, am 11.03.2023 

• Allfälliges 

 

Sitzung des Kultur- und Vereinswesenausschusses, am 23. März 2023 mit der Tagesordnung:  

• Mai u. Marktfest 2023 

• Allfälliges 
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TOP 4. Auftragserteilung Huber Photovoltaik GmbH, Photovoltaikanlage Freibad – Bahnhofstraße 57 

(Beratung und Beschlussfassung) 
 

Der Tagesordnungspunkt wurde vor Eintritt in die Tagesordnung vom Vorsitzenden abgesetzt. 
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TOP 5. Nachwahl nach Mandatsverzicht von ER Sabrina Krupa – Fraktionswahl SPÖ (Beratung und 

Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt. 

Fr. Sabrina Krupa hat am 18. Jänner 2023 auf ihr Mandat verzichtet. Es ist daher eine Nachwahl im Familienausschuss 

notwendig. 

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, die Wahlen der heutigen Tagesordnung offen abzustimmen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  

 

a.) Nachwahl eines Mitgliedes in den Familienausschuss – Fraktionswahl SPÖ (Beratung und 

Beschlussfassung) 
 

Seitens der SPÖ Fraktion wurde der Wahlvorschlag für den Familienausschuss bekanntgegeben. 

Als Mitglied vorgeschlagen wird:  Andreas Schroll 

ER Andreas Schroll erklärt sich für befangen. 

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, dem eingebrachten Wahlvorschlag die Zustimmung zu geben. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag der SPÖ wird durch Erheben der Hand mehrheitlich angenommen.  

4 „JA“-Stimmen, 1 „Enthaltung“ (ER Andreas Schroll) 
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TOP 6. Nachwahl nach Mandatsverzicht von GR Andreas Lengauer – Fraktionswahl ÖVP (Beratung 

und Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt. 

Hr. Andreas Lengauer hat am 16. März 2023 auf sein Mandat verzichtet. Es ist daher eine Nachwahl im Bau- und 

Infrastrukturausschuss notwendig. 

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, die Wahlen der heutigen Tagesordnung offen abzustimmen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  

 

a.) Nachwahl eines Obmannes in den Bau- und Infrastrukturausschuss – Fraktionswahl ÖVP 

(Beratung und Beschlussfassung) 
 

Seitens der ÖVP-Fraktion wurde der Wahlvorschlag für den Obmann in den Bau- und Infrastrukturausschuss 

bekanntgegeben. 

Als Obmann vorgeschlagen wird:  Lukas Sumereder 

GR Lukas Sumereder erklärt sich für befangen. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag der ÖVP wird durch Erheben der Hand mehrheitlich angenommen.  

8 „JA“-Stimmen, 1 „Enthaltung“ (GR Lukas Sumereder) 
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TOP 7. Änderung der Friedhofsgebührenordnung (Beratung und Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Unterlagen wurden den Fraktionen vollinhaltlich zur Verfügung gestellt: 

 



 

-1
0

- 
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Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, dass der vollinhaltlich zur Kenntnis gebrachte Entwurf über die Änderung der 

Friedhofsgebührenordnung genehmigt wird.  

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  
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TOP 8. Finanzierungsdarstellung für das Projekt „FF Riedau Fahrzeugankauf LFA-B“ (Beratung und 

Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Unterlagen wurden den Fraktionen vollinhaltlich zur Verfügung gestellt: 

 



 

-1
3

- 
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GR Bernhard Rosenberger fragt nach, wie sich die Eigenmittel der Freiwilligen Feuerwehr Riedau zusammensetzen. 

Warum sind es genau 40.000 Euro, es könnten auch 30.000 oder 60.000 Euro sein? 

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, dass ursprünglich 10 % angenommen wurden. Wir haben mit dem Kdt. Hr. Anton 

Schroll gesprochen, die Feuerwehr wird auch beim Vergrößern des Tores Eigenleistung aufbringen, welche auch 

angerechnet werden. 
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Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, dass der vollinhaltlich zur Kenntnis gebrachte Finanzierungsdarstellung für das Projekt 

„LFA-B – Ankauf/Ersatzbeschaffung (FF Riedau)“ genehmigt wird.  

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  
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TOP 9. Pachtvertrag abgeschlossen zwischen der Marktgemeinde Riedau und ***** (Beratung und 

Beschlussfassung)   

 Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt:  

Die Unterlagen wurden den Frak+onen vollinhaltlich zur Verfügung gestellt:  

  

Pachtvertrag  
  

abgeschlossen zwischen der Marktgemeinde Riedau, vertreten durch die Unterzeichneten als Verpächterin 

einerseits und Frau S*** K**** und Herrn I**** K****, wohnhaft in Riedau, Schwabenbach 58, als Pächter 

andererseits, wie folgt:  

  

I.  

Die Marktgemeinde Riedau verpachtet und übergibt an ****** und dieser pachtet und übernimmt von der 

Erstgenannten die nachbezeichnete der Marktgemeinde eigentümlich gehörigen Fläche, nämlich  

  

ein Teilgrundstück aus der Parzelle 746/65 KG. Vormarkt-Riedau im Ausmaß von 193,04 m2 (lt. beiliegendem Plan)  

  

auf die Dauer von (zwei oder drei)  Jahren, beginnend mit 30.03.2023. Die Pachtdauer verlängert sich jeweils um 1 

Jahr, wenn dieser Vertrag nicht spätestens am 31.Dezember des laufenden Jahres gekündigt wird. Das 

Kündigungsrecht steht jedem der Vertragsschließenden zu.  

  

II.  

Der Pachtzins beträgt jährlich 10,00 Euro (in Worten zehn Euro). Der Pachtzins ist erstmals bei Vertragsabschluss, 

ansonsten jährlich im Vorhinein bis spätestens 30. Jänner jeden Jahres bei der Gemeindekasse zu erlegen. Wird 

der Pachtzins nicht rechtzeitig erlegt, so ist die Verpächterin berechtigt, diesen Vertrag für aufgelöst zu erklären und 

über den Pachtgegenstand frei zu verfügen.  

Die öffentlichen Abgaben wie Grundsteuer, Landwirtschaftskammerumlage, Beitrag zur landwirtschaftlichen 

Unfallversicherung, sind im Pachtzins mit inbegriffen.  

  

III.  

Der Pächter verpflichtet sich, die gepachteten Grundstücke während der Dauer des Pachtes zu pflegen und jede 

nachteilige Veränderung mit dem Pachtobjekt zu unterlassen.  

Der Pächter verpflichtet sich, keinerlei Benützung des Pachtobjektes durch dritte Personen, die sich nicht mit 

ausdrücklicher Erlaubnis des Verpächters auszuweisen vermögen, zu dulden. Insbesondere darf der Pächter nicht 

dulden, dass sich dritte Personen hinsichtlich des Pachtobjektes irgendwelche Grundservitute anmaßen.   

  

IV.  

Alle auf dem Pachtobjekt befindlichen Sträucher sind zu erhalten (= 48 Wild-Sträucher). Dem Pächter ist es nicht 

gestattet, Sträucher zu schneiden oder zu fällen. Dem Pächter ist es insbesondere nicht gestattet, aus dem 

Pachtobjekt Mergel, Schotter, Sand oder Lehm zu gewinnen.   
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V. 

Der Pächter nimmt alle Gefahren ohne jede Ausnahme auf sich und hat in keinem Falle einen Anspruch auf einen 

Erlass des Pachtzinses oder eines Teiles desselben.  

 

VI. 

Falls der Pächter während der Pachtdauer stirbt, steht dem Verpächter das Recht zu, diesen Vertrag für aufgelöst 

zu erklären und über den Pachtgegenstand nach seinem Belieben verfügen.  

 

VII. 

Wenn der Verpächter in Gemäßheit dieses Vertrages diesen für aufgelöst erklärt oder kündigt, hat der Pächter das 

Pachtobjekt an den Verpächter zurückzustellen, ohne irgendwelche Ansprüche auf Vergütung oder Schadenersatz 

zu stellen berechtigt zu sein. Allein derjenige Teil des vorausbezahlten jährlichen Pachtzinses, welcher auf das 

rechtliche Pachtjahr entfällt, wird an den Pächter zurückerstattet.  

 

VIII. 

Auf Vertragsanfechtung wegen Verletzung des gemeinen Wertes wird allseits verzichtet.  

 

IX. 

Die Kosten für die Errichtung dieses Vertrages und die hievon entfallenden Stempel und sonstigen Gebühren trägt 

der Pächter. 

 

Dieser Vertrag ist nur in einer Urschrift ausgefertigt, welche der Gemeinde gehört, während der Pächter eine 

einfache Durchschrift dieses Vertrages oder aber über sein Ersuchen und auf seine Kosten eine gerichtlich 

beglaubigte Abschrift dieses Vertrages erhält.  

 

Gegenständlicher Pachtvertrag wurde in der Sitzung des Gemeinderates am xx.xx.20xx  genehmigt.  

 

 

Riedau, am  

 

Für die Marktgemeinde Riedau 

Der Bürgermeister     Die Pächter:  
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ER Andreas Schroll fragt nach, was mit der Definition beschneiden, nicht bescheiden, pflegen gemeint ist? Das kommt nicht zu 100 

% heraus. 
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Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, dass die beiden Pachtverträge von den vorhergehenden übernommen worden sind. Im Jahr 

2019 wurde von Hr. Ferdinand W****** der gleiche Antrag gestellt, dieser Antrag wurde jedoch abgelehnt. Seitens der ÖVP sind 

wir auch nicht für die Verpachtung der Grundstücke.   

GR Franz Schabetsberger sagt dazu, dass im Pachtvertrag drinnen steht, dass der Pächter das Grundstück pflegen muss. Unter 

pflegen versteht man, dass man sich darum kümmert, dass beim Grundstück keine Wildnis entsteht und dem Ortsbild 

entsprechend au4ereitet wird. Es widerspricht sich der nächste Absatz, der lautet, dass Sträucher nicht geschni6en werden dürfen, 

wie bereits von Hr. Schroll erwähnt wurde. Die Verträge wurden nicht 1:1 abgeschrieben, die Verträge von Hr. Arthofer sind anders.  

AL Petra Langmaier gibt dazu bekannt, dass der Vertrag von Hr. Ferdinand W****** abgeschrieben worden ist.   

GR Franz Schabetsberger und GR Karin Eichinger sagen dazu, dass im Vertrag von Hr. Franz Arthofer etwas anderes definiert worden 

ist. Diese dürfen gar nichts machen.  

Bgm. Markus Hansbauer stellt sich die Frage, warum Hr. Arthofer einen anderen Vertrag wie Hr. W****** hat. Der Vertrag von Hr. 

W****** wurde abgelehnt und der Vertrag von Hr. Arthofer ist aufrecht?  

GR Karin Eichinger sagt dazu, dass es damals um ganz was anderes gegangen ist.  

Bgm. Markus Hansbauer verliest die Abs=mmung von der Ablehnung des Vertrages von Hr. W****** vor. „Abschließend lässt der 

Bürgermeister (Franz Schabetsberger) über den Antrag von Vizebgm. Desch betreffend Vertagung abs=mmen. Der Antrag wird 

mit 25 JA-S=mmen angenommen. Die Abs=mmung über die Vertagung erfolgte per Handzeichen.“  

GV Michael Desch sagt dazu, dass in der Frak=on auch lang darüber disku=ert worden ist. Dies sollte in einem anderen Gremium 

ausdisku=ert bzw. behandelt werden. Es betriE sechs Gründe. Die 10 Euro sind eindeu=g zu wenig, das sind 200 m² Grund, 

wenn wir von 200-400 Euro reden und er hält das auf 5-Meter unter der Leitung zurück, dann haben wir überhaupt kein 

Problem. Wir haben heuer ca. 5.000 Euro für das Freischneiden der Leitungen bezahlt. Meiner Meinung nach, geht unter 300-

400 Euro nichts oder wir machen bei allen, dass gar keiner hindarf. Die 10 Euro sind ein fraß. Bezüglich einzäunen sollte auch 

angemerkt werden, man kann keinen Grund einzäunen, der nicht mir gehört.   

GR Bernhard Rosenberger sagt dazu, dass im Vertrag auch angeführt ist, dass man das Grundstück nicht nachteilig verändern darf.  

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, wenn man von einer nachteiligen Veränderung redet, dann war es eine nachteilige Veränderung 

für die Gemeinde, wenn man es so sieht. Weil die Pflege hat zwischen 3.000-4.000 Euro gekostet.  

GV Michael Desch sagt dazu, oder wir sagen durch die Bank, dass wir das in ganz Riedau durchziehen und bei keinem machen. Man 

kann nicht bei einem Ende von Riedau so machen und bei dem anderen so.  

GR Karin Eichinger sagt dazu, damals ist es auch um das gegangen.  

GV Reinhard Windhager sagt dazu, dass es im Jahr 2019 auch eine Diskussion gegeben hat, damals mit den beiden Gemeinderäten 

Hr. Chris=an Dick und Hr. Günter Humer. Da ist es ja darum gegangen, dass das Niederwild keine Möglichkeit hat sich aufzuhalten, 

darum sollte kein Zaun gemacht werden. damals um die JägerschaM gegangen ist. Es darf kein Zaun darum gemacht werden. Es 

hat damals auch geheißen, dass es sinnvoll ausdisku=ert werde. Eine Einzäunung ist nicht sinnvoll. Eine derar=ge Verpachtung ist 

derzeit nicht sinnvoll und wir werden seitens der Frak=on nicht zus=mmen.  

GR Karin Eichinger sagt dazu, dass viele unterschiedliche Sachen ausgemacht worden sind. Sie s=mmt sich für eine Vertagung aus, 

es soll in einem Ausschuss behandelt werden und eine einheitliche Lösung für alle sechs Grundstücke bzw. generell für alle 

Grundstücke in Riedau gefunden werden. Welcher Ausschuss es in die Hand nimmt ist egal.  

GV Michael Desch sagt dazu, falls der Antrag von GR Karin Eichinger durchgeht, soll auch ein Zeitpunkt festgelegt werden.   

GR Bernhard Rosenberger sagt dazu, es muss in den nächsten Ausschusssitzungen behandelt werden.  

GR Sascha Hübsch schlägt vor, dass die Thema=k im Umweltausschuss behandelt werden soll.   

GV Reinhard Windhager sagt dazu, dass das Thema Verpachtungen nicht dem Umweltausschuss zugehört. Es geht um die 

Grundstücke, die generell in Riedau verpachtet werden. Dieses Thema wird in der nächsten GR-Sitzung nicht behandelt werden 

können.   

ER Andreas Schroll sagt dazu, dass es um Grünstreifen geht, und das gehört im Umweltausschuss behandelt. Wenn es um Radwege, 

Bau etc. geht, dann gehört dies im Bauausschuss behandelt.  
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GV Michael Desch s=mmt der allgemeinen Thema=k bzw. Aussage von GV Reinhard Windhager zu. In Riedau gibt es mehr solche 

Flächen. Wir sollten Nägeln mit Köpfen machen, es wurde damals schon vertragt und heute vertagen wir es wieder. Im 

Gemeinderat sollten wir zu einer Lösung kommen.  

GR Lukas Sumereder sagt dazu, dass dieses Thema eher im Bauausschuss behandelt werden sollte.   

GR Bernhard Rosenberger sagt dazu, wo Sachen mit Grünschni6 etc. behandelt werden, gehört seiner Meinung nach nicht in den 

Bauausschuss. Es geht nicht nur um das Verpachten, es geht um Grünflächen.  

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, vergeben wir weiterhin Pachtverträge? Wenn ja, in welcher Form, darum geht es?  

GR Karin Eichinger sagt dazu, dass sich der Bauausschuss und der Umweltausschuss in einer Sitzung einmal zusammensitzen soll.   

  

Beschluss:  

Der Vorsitzende stellt den Antrag, dass dieses Ansuchen vertragt wird und auf die Agenda der nächsten 

Bauausschusssitzung und Umweltausschusssitzung kommt und anschließend bei einer GR-Sitzung im Jahr 2023 

behandelt wird.  

  

Abs=mmungsergebnis:  

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 S=mmen eins=mmig angenommen.   
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TOP 10. Pachtvertrag abgeschlossen zwischen der Marktgemeinde Riedau und Fr. ***** (Beratung 

und Beschlussfassung)  
  

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt:  

Die Unterlagen wurden den Frak=onen vollinhaltlich zur Verfügung gestellt:  

  

Pachtvertrag  
  

abgeschlossen zwischen der Marktgemeinde Riedau, vertreten durch die Unterzeichneten als Verpächterin 

einerseits und Frau A*** C****, wohnhaft in Riedau, Schwabenbach 56, als Pächter andererseits, wie folgt:  

  

I.  

Die Marktgemeinde Riedau verpachtet und übergibt an ***** und dieser pachtet und übernimmt von der 

Erstgenannten die nachbezeichnete der Marktgemeinde eigentümlich gehörigen Fläche, nämlich  

  

ein Teilgrundstück aus der Parzelle 746/65 KG. Vormarkt-Riedau im Ausmaß von 203,37 m2 (lt. beiliegendem Plan)  

  

auf die Dauer von (zwei oder drei)  Jahren, beginnend mit 30.03.2023. Die Pachtdauer verlängert sich jeweils um 1 

Jahr, wenn dieser Vertrag nicht spätestens am 31.Dezember des laufenden Jahres gekündigt wird. Das 

Kündigungsrecht steht jedem der Vertragsschließenden zu.  

  

II.  

Der Pachtzins beträgt jährlich 10,00 Euro (in Worten zehn Euro). Der Pachtzins ist erstmals bei Vertragsabschluss, 

ansonsten jährlich im Vorhinein bis spätestens 30. Jänner jeden Jahres bei der Gemeindekasse zu erlegen. Wird 

der Pachtzins nicht rechtzeitig erlegt, so ist die Verpächterin berechtigt, diesen Vertrag für aufgelöst zu erklären und 

über den Pachtgegenstand frei zu verfügen.  

Die öffentlichen Abgaben wie Grundsteuer, Landwirtschaftskammerumlage, Beitrag zur landwirtschaftlichen 

Unfallversicherung, sind im Pachtzins mit inbegriffen.  

  

III.  

Der Pächter verpflichtet sich, die gepachteten Grundstücke während der Dauer des Pachtes zu pflegen und jede 

nachteilige Veränderung mit dem Pachtobjekt zu unterlassen.  

Der Pächter verpflichtet sich, keinerlei Benützung des Pachtobjektes durch dritte Personen, die sich nicht mit 

ausdrücklicher Erlaubnis des Verpächters auszuweisen vermögen, zu dulden. Insbesondere darf der Pächter nicht 

dulden, dass sich dritte Personen hinsichtlich des Pachtobjektes irgendwelche Grundservitute anmaßen.   

  

IV.  

Alle auf dem Pachtobjekt befindlichen Sträucher sind zu erhalten (= 48 Wild-Sträucher). Dem Pächter ist es nicht 

gestattet, Sträucher zu schneiden oder zu fällen. Dem Pächter ist es insbesondere nicht gestattet, aus dem 

Pachtobjekt Mergel, Schotter, Sand oder Lehm zu gewinnen.   
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V. 

Der Pächter nimmt alle Gefahren ohne jede Ausnahme auf sich und hat in keinem Falle einen Anspruch auf einen 

Erlass des Pachtzinses oder eines Teiles desselben.  

 

VI. 

Falls der Pächter während der Pachtdauer stirbt, steht dem Verpächter das Recht zu, diesen Vertrag für aufgelöst 

zu erklären und über den Pachtgegenstand nach seinem Belieben verfügen.  

 

VII. 

Wenn der Verpächter in Gemäßheit dieses Vertrages diesen für aufgelöst erklärt oder kündigt, hat der Pächter das 

Pachtobjekt an den Verpächter zurückzustellen, ohne irgendwelche Ansprüche auf Vergütung oder Schadenersatz 

zu stellen berechtigt zu sein. Allein derjenige Teil des vorausbezahlten jährlichen Pachtzinses, welcher auf das 

rechtliche Pachtjahr entfällt, wird an den Pächter zurückerstattet.  

 

VIII. 

Auf Vertragsanfechtung wegen Verletzung des gemeinen Wertes wird allseits verzichtet.  

 

IX. 

Die Kosten für die Errichtung dieses Vertrages und die hievon entfallenden Stempel und sonstigen Gebühren trägt 

der Pächter. 

 

Dieser Vertrag ist nur in einer Urschrift ausgefertigt, welche der Gemeinde gehört, während der Pächter eine 

einfache Durchschrift dieses Vertrages oder aber über sein Ersuchen und auf seine Kosten eine gerichtlich 

beglaubigte Abschrift dieses Vertrages erhält.  

 

Gegenständlicher Pachtvertrag wurde in der Sitzung des Gemeinderates am xx.xx.20xx  genehmigt.  

 

 

Riedau, am  

 

Für die Marktgemeinde Riedau 

Der Bürgermeister     Die Pächter:  
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Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, dass dieses Ansuchen vertragt wird und auf die Agenda der nächsten 

Bauausschusssitzung und Umweltausschusssitzung kommt und anschließend bei einer GR-Sitzung im Jahr 2023 

behandelt wird. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  
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TOP 11. Änderung der Richtlinien für die Gewährung einer Betriebsförderung (Beratung und 

Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Unterlagen wurden den Fraktionen vollinhaltlich zur Verfügung gestellt: 

Aufgrund der lfd. Gebarungsprüfung wurde die Amtsleiterin am 20. März 2023 darauf hingewiesen, dass die 

Investitionsförderung nicht beschlossen werden darf. Es darf nur eine Kommunalsteuerförderung von max. 50 % 

gewährt werden. (siehe dazu Checkliste vom Land Oö., Gem-400002/19-2002-Pö) 
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GR Franz Schabetsberger sagt dazu, dass er mit der Vorgehensweite nicht einverstanden ist, da keiner Zeit gehabt hat, 

sich das genau durchzuschauen. Mit der Änderung ist er nicht einverstanden, wir haben damals, wie wir die Richtlinien 

beschlossen haben, haben wir uns viele Gedanken gemacht. Auch wenn die Dame von der Prüfung gesagt hat, dass wir 

das machen müssen, was das Land vorschreibt. Es steht jedoch auch im Schreiben, dass die Förderungsvereinbarung 

sollten folgenden Punkte enthalten, da steht nicht drinnen, dass dies verpflichtend sein muss, dass wir keine andere 

Förderung vergeben dürfen.  

AL Petra Langmaier sagt dazu, dass eine Investitionsförderung nicht gewährt werden darf. Eine Investitionsförderung ist 

gesetzeswidrig. Man darf nur eine Förderung auf die Kommunalsteuer vergeben. 

GR Franz Schabetsberger sagt dazu, dass ist Gemeindeautonomie, was man tun darf. Wenn die Gemeinde keine 

Abgangsgemeinde ist, darf sie Förderungen ausbezahlen. Sonst dürften wir keine einzige Vereinsförderung vergeben 

oder sonstige Förderungen. Das ist eine Fehlinformation, was die Dame ausgegeben hat. 

AL Petra Langmaier sagt dazu, dass die Förderung nur auf Kommunalsteuer gewährt werden darf. Lt. der Checkliste vom 

Land Oö. darf man nur eine Förderung von max. 50 % für die Kommunalsteuer gewähren.  

GR Franz Schabetsberger sagt dazu, dass wir es damals ausgearbeitet haben und beschlossen haben. Damals hat sich 

auch keiner aufgeregt. Diese Richtlinien gibt es schon lange. Es steht drinnen, wenn man Schwierigkeiten hat, dann kann 

man vorab die Richtlinien an das Land Oö schicken und die können dann sagen, wir müssen es ändern oder nicht. Dieses 

Thema gehört in einem Ausschuss behandelt, da ist der Bau- und Infrastrukturausschuss gefragt. Was nicht geändert 

worden ist, dass es im Gemeindevorstand behandelt wird. Das steht sogar in den Richtlinien drinnen, dass der 

Gemeinderat zuständig ist und nicht der Gemeindevorstand. Diese Richtlinien sind derzeit noch nicht so, wie sie sein 

sollten.  

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, vielleicht sind auch die Richtlinien damals falsch ausgearbeitet worden. 

GR Franz Schabetsberger stellt den Antrag, dass dieser Punkt an einen Ausschuss zugewiesen und vertagt wird.  

GV Reinhard Windhager sagt dazu, dass er sich auch erkundigt hat. Es ist natürlich auch damals die Förderung 

ausgemacht worden, wir wollten auch Betriebe nach Riedau bringen, darum haben wir diese Förderung gemacht. Es ist 

jetzt natürlich vom Land Oö. geprüft worden, und es ist falsch. Betriebe, welche eine Kommunalsteuer zahlen, 

bekommen eine Förderung. Eine Gemeinde will Betriebe mit vielen Mitarbeitern. Mit gutem Willen haben wir damals 

gemeint, dass wir was Sinnvolles machen. Es ist nicht erlaubt, kein soll. Dieser Antrag hat sicherlich seine Richtigkeit. 

GR Bernhard Rosenberger sagt dazu, dass es ziemlich kurzfristig war. Im Amtsvortrag war es erläutert, dass noch etwas 

kommt, aber was geändert war, war zu kurzfristig. Das haben wir auch schon öfters angesprochen, dass wir das nicht 

mehr haben wollen. Ansonsten sollte es in der nächsten GR-Sitzung behandelt werden. 

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, dass gewisse Informationen auch kurzfristig kommen. Sobald diese da sind, werden 

sie auch weitergegeben. 

GR Bernhard Rosenberger sagt dazu, dass ist auch okay. Aber wenn es nicht hilft, dann muss es runter und auf der 

nächsten GR-Sitzung behandelt werden. 

GR Franz Schabetsberger sagt dazu, dass es der Gemeinde sehr wichtig sein muss, wenn Unternehmen da sind, die 

keinen Bediensteten haben – auch das ist ein Arbeitsplatz. Außer ist ein Unternehmer kein Arbeitsplatz, das ist dann 

Anschauungssache. Ein Einzelunternehmer ist auch ein Arbeitsplatz, es gibt auch viele solche Sachen die wichtig sind 

für eine Gemeinde wie zB. ein Postpartner. Diesen Punkt würde ich mir schon noch genau anschauen. Was ihn auch 

stört ist, dass Förderungen im Gemeindevorstand vergeben werden, das gehört in den Gemeinderat und nicht in den 

Vorstand. 

AL Petra Langmaier fragt dazu, ob der Paragraf genau durchgelesen worden ist. Und fragt dazu GR Franz Schabetsberger, 

was da genau drinnen steht? 

GR Franz Schabetsberger sagt dazu, dass es im Gemeinderat zu beschließen ist. 
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AL Petra Langmaier verneint dazu, dass was im Paragraf 56 Oö. Gemeindeordnung, Abs. 2 Ziffer 3 drinnen steht? Da ist 

ein Wert drinnen, mit welchem sich der Gemeindevorstand befassen darf, und da ist ein Schwellenwert angeführt, 

ansonsten der Gemeinderat. 

1. Vizebgm. Johann Schmidseder sagt dazu, wer lesen kann, hat Vorteile. 

ER Andreas Schroll sagt dazu, dass es schnell über die Bühne gegangen ist. Er wünscht sich, dass es nochmals im Bau- 

und Infrastrukturausschuss behandelt wird. Der ganze Passus soll dort nochmals behandelt werden. Sind wir uns ehrlich, 

wir haben die Unterlagen 1-2 Wochen vorher bekommen, das ist relativ zügig über die Bühne gegangen. Hier sind ein 

paar Punkte, die sind nicht klar definiert.  

GV Michael Desch sagt dazu, dass sich der Kulturausschuss damit behandeln soll, oder Fr. Amtsleiterin? 

AL Petra Langmaier stimmt dem zu. 

ER Andreas Schroll sagt dazu, okay dann im Kulturausschuss. ER möchte das es einfach nochmals diskutiert wird im 

kleinen Rahmen, nicht im großen Rahmen. 

GV Michael Desch sagt dazu, dass es wichtig ist das eine Deckelung (zB. max. 10.000 Euro) festgelegt wird. Bezüglich 

Gemeindevorstands wäre es ihm lieber, dass es im Gemeinderat behandelt wird. Es war immer im Gemeinderat.  

GV Reinhard Windhager glaubt, dass die Richtlinien, welche dort ausgearbeitet worden sind, dass diese mit bestem 

Wissen und Gewissen ausgearbeitet worden sind. Es gibt auch oft Sachen, wo kurzfristig entschieden worden ist, im 

Vorstand. Diese 50 % haben wir damals auch beschlossen, dass wie Hr. Schabetsberger gemeint hat, dass wir dem nicht 

zustimmen müssen lt. Land Oö. Solche Aussagen haben wir sehr oft gehabt, unter der Zeit von Hr. Schabetsberger als 

Bürgermeister, dass was das Land Oö. sagt, dass interessiert ihn nicht, wir machen das, was wir wollen. Es sind Gesetze 

da, daran muss man sich halten. Im Amtsvortrag ist es beschrieben, dass es ein Fehler ist und dass es korrigiert gehört.  

GV Michael Desch verlässt den Saal um 19:51 Uhr, wieder retour um 19:52 Uhr. 

GR Karin Eichinger fragt dazu, verstehe ich das richtig bei der Förderung von Schaffung neuer Arbeitsplätze? Wenn eine 

bestehende Firma, jetzt ansiedelt? Dann bekommt sie für die neue Firma keine Förderung nur für die neuen 

Arbeitsplätze?  Wollen wir das, müssen wir das genauso machen? Wenn eine Firma von einem Ort zum anderen Ort 

wechselt? Dann müssten wir es jedoch auch wissen, ob er dort auch eine Förderung bekommen hat? 

GV Reinhard Windhager sagt dazu, bei der Firma WZM war dies auch Thema. Die sind auch neu angesiedelt und haben 

die Förderung von 50 % bekommen. Das war positiv für die Gemeinde. 

GR Franz Schabetsberger stellt klar, dass ihm die Gesetze nicht egal sind. Das lässt er sich nicht unterstellen. Zum Lesen 

möchte er noch sagen, dass der Entwurf in Zweifelsfällen an die Abteilung Gemeinden zur Begutachtung vorgelegt 

werden kann. Die Firma WZM, was Hr. Windhager behauptete, würde er vorschlagen, dass es überprüft wird, denn das 

stimmt so nicht. Aber das gehört nicht hier ausdiskutiert. Die Richtlinien sind geändert worden, bevor die Firma zu uns 

gekommen ist. Wir haben davor andere Richtlinien gehabt, bei Neugründungen gab es eine Förderung von 3.000 Euro. 

Nochmals das Ersuchen, schauen wir es uns unter Ausschluss der Öffentlichkeit an. Er bleibt bei seinem Antrag bzgl. 

Vertragen, da sind noch einige Sachen, welche nicht mit den Richtlinien zusammen passen. Schauen wir es uns nochmals 

an. Wir haben aktuell ja keinen Fall dazu. 

GV Michael Desch fragt dazu, die zwei gelb markierten, was bedeutet das? 

AL Petra Langmaier sagt dazu, dass ist eine interne Erinnerung, dass dies noch geändert werden muss. Eine Art 

Erinnerung. 
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Beschluss: 

GR Franz Schabetsberger stellt den Antrag, dass dieser Tagesordnungspunkt vertragt wird. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand nicht angenommen. 

4 „JA“-Stimmen, 9 „NEIN“-Stimmen (GR Alois Brunner, ER Walter Furthner, GR Thomas Klugsberger, ER Birgit Trinkfaß, 

GR Lukas Sumereder, GR Anna Zallinger, GV Reinhard Windhager, 1. Vizebgm. Johann Schmidseder, Bgm. Markus 

Hansbauer), 6 „Enthaltungen“ (GR Sascha Hübsch, GR Bernhard Rosenberger, ER Christian Kalchgruber, GR Johannes 

Schönbauer, GR Andreas Unterberger, GV Michael Desch) 

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, dass der Entwurf über die Änderung der Betriebsförderung genehmigt wird.  

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand nicht angenommen. 

9 „JA“-Stimmen, 3 „NEIN“-Stimmen (GR Franz Schabetsberger, GR Karin Eichinger, GR Elisabeth Jäger) , 7 

„Enthaltungen“ (ER Andreas Schroll, GR Sascha Hübsch, GR Bernhard Rosenberger, ER Christian Kalchgruber, GR 

Johannes Schönbauer, GR Andreas Unterberger, GV Michael Desch) 
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TOP 12. Unterstützung zur Errichtung eines Vereinsheimes – PWV Hub (Beratung und 

Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

 

Im Zuge der Voranschlagsbesprechung 2022 wurde eine Förderung des PWV-Hub besprochen. Von den Fraktionen 

wurde vereinbart, dass ein Drittel der Gesamtkosten übernommen werden. Dazu wurde im Voranschlag von ca. 20.000 

Euro ausgegangen und budgetiert.  

Die Gesamtkosten des Vereinsheimes belaufen sich auf 30.674,64 Euro.  

Es soll eine nachträgliche Förderung in der Höhe von einem Drittel (10.224,88 Euro) der Gesamtkosten gewährt werden. 

Die Förderung wurde am 07. Dezember 2022 bereits ausbezahlt.  

 

GR Bernhard Rosenberger sagt dazu, dass die Förderung von allen Fraktionen genehmigt worden ist, stimmt nicht. Seine 

Fraktion war bei der Voranschlagsbesprechung nicht dabei und natürlich im Gemeindevorstand auch nicht. Weiters gibt 

er bekannt, dass er keine Freude damit hat, wenn solche Sachen im Vorstand behandelt werden. Daher wird er sich der 

Stimme enthalten. 

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, dass die Unterstützung zur Errichtung eines Vereinsheimes für den PWV-Hub 

nachträglich genehmigt wird.  

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mehrheitlich angenommen. 

17 „JA“-Stimmen, 2 „Enthaltungen“ (GR Bernhard Rosenberger, 1. Vizebgm. Johann Schmidseder) 
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TOP 13. Rechnungsabschluss 2022 (Beratung und Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgenden Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 
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Beschluss: 

Der 1. Vizebgm. Johann Schmidseder stellt den Antrag, den vorliegenden Rechnungsabschluss für das Jahr 2022 zu 

beschließen.  

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen. 
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TOP 14. Auflassung von Teilflächen des öffentlichen Gutes, Gstnr. 810/16 (Beratung und 

Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgenden Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 
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GR Bernhard Rosenberger fragt dazu, warum die Auflassung notwendig war. 

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, dass die Auflassung aufgrund des Aufstellens der Container der Platter notwendig 

war. Im Zuge dessen wurden die Gründe zusammengelegt. 

ER Andreas Schroll fragt dazu, wir haben keinen Quadratmeter an Grund verloren? Das öffentliche Gut, was jeder 

benützen darf, wurde als Privatgrund für die Gemeinde neu erlassen. 

GV Michael Desch sagt dazu, dass es damals eine Besprechung gab. Es wurden die Grundstücke damals bereinigt. Falls 

wir da unten was bauen, sind die Grundstücke bereits bereinigt. 

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, die vorliegende Auflassung des öffentlichen Gutes, Gstnr. 810/16 zu genehmigen.  

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen. 
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TOP 15. Auftragserteilung Rosenbauer Österreich GmbH, Ausrüstung LFA-B (Beratung und 

Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgenden Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 

 

Angebot Fa. Rosenbauer (div. Ausrüstungsgegenstände) 24.621,54 Euro 

Angebot Fa. Rosenbauer (Tragkraftspritze FOX) 17.740,02 Euro 

Angebot Fa. Rosenbauer (Hochleistungslüfter) 5.971,02 Euro 

 48.332,58 Euro 

 

 

Beschluss: 

GV Reinhard Windhager stellt den Antrag, dass die vorliegenden Angebote für div. Ausrüstungsgegenstände in der Höhe 

von 24.621,54 Euro, Tragkraftspritze in der Höhe von 17.740,02 Euro und ein Hochleistungslüfter in der Höhe von 

5.971,02 Euro an die Fa. Rosenbauer beauftragt werden kann. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen.  
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TOP 16. Einschränkung bzw. Vorgehensweise der Öffnungszeiten im Freibad aufgrund der aktuellen 

Personalsituation (Beratung und Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 
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GR Karin Eichinger sagt dazu, sieht eher ein Problem mit den Eintrittspreisen. Wir haben die Eintrittspreise erhöht und 

jetzt würden wir das Freibad noch weniger oft offen haben. Es sollen alle Optionen ausgeschöpft werden. Ein 

stufenweises Zusperren findet sie nicht gut. 

ER Andreas Schroll sagt dazu, was uns klar sein muss, dass wir keine Einnahmen haben, wenn wir diese zwei Tage 

zusperren. Ausgaben haben wir ja trotzdem. Wenn an schönen Tagen zugesperrt wird, haben wir verlorenes Geld, dass 

brauchen wir mal überhaupt nicht. 

GR Andreas Unterberger verlässt den Saal um 20:26 Uhr, wieder retour um 20:28 Uhr. 

GR Johannes Schönbauer verlässt den Saal um 20:29 Uhr, wieder retour um 20:30 Uhr. 

GR Sascha Hübsch verlässt den Saal um 20:30 Uhr, wieder retour um 20:31 Uhr. 

 

Es wurde dieses Thema heftig ca. eine 50 Minuten im Gemeinderat diskutiert. 

 

GV Michael Desch gibt bekannt, dass sich ER Christian Kalchgruber bereit erklärt hat im Sommer acht Tage zur Verfügung 

zu stehen.  

 

Beschluss: 

GR Franz Schabetsberger stellt den Antrag auf Vertagung des Tagesordnungspunktes. 

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mehrheitlich angenommen. 

16 „JA“-Stimmen, 1 „Enthaltung“ (1. Vizebgm. Johann Schmidseder), 2 „NEIN“-Stimmen (GV Reinhard Windhager, Bgm. 

Markus Hansbauer) 
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TOP 17. Verleihung eines Ehrenringes in Gold an AL aD. Katharina Gehmaier (Beratung und 

Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgenden Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 
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§ 16 Ehrungen durch die Gemeinde OÖ. Gemeindeordnung 1990 

(1) Der Gemeinderat kann Personen, die sich um die Gemeinde oder um die Gemeinden im Allgemeinen verdient 

gemacht haben, durch Ehrung auszeichnen. Eine Ehrung bedarf eines Beschlusses des Gemeinderats, der mit Drei-

Viertel-Mehrheit zu fassen ist. 

Für die Verleihung eines goldenen Ehrenringes werden vorgeschlagen: 

- Katharina Gehmaier 

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag auf offene Abstimmung  

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mit 19 Stimmen einstimmig angenommen. 

 

Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, dass die Ehrung an die ausgeschiedenen Amtsleiterin Fr. Katharina Gehmaier 

genehmigt wird.  

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mehrheitlich angenommen. 

18 „JA“-Stimmen, 1 „Enthaltung“ (1. Vizebgm. Johann Schmidseder) 
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TOP 18. Änderung der Wasserleitungsordnung für die Wasserversorgungsanlage Riedau (Beratung 

und Beschlussfassung) 
 

Der Bürgermeister gibt den Sachverhalt bekannt: 

Die Fraktionen haben vollinhaltlich folgende Unterlagen im Amtsvortrag erhalten: 
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Beschluss: 

Der Vorsitzende stellt den Antrag, dass der vollinhaltlich zur Kenntnis gebrachte Entwurf über die Änderung der 

Wasserleitungsordnung für die Wasserversorgungsanlage Riedau genehmigt wird.  

 

Abstimmungsergebnis: 

Der Antrag wird durch Erheben der Hand mehrheitlich angenommen.  

18 „JA“-Stimmen, 1 „Enthaltung“ (ER Andreas Schroll) 
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TOP 19. Bericht des Bürgermeisters 
 

- Fischbauer Andreas, Buffetbetrieb mit Automaten – Kündigung lfd. Pachtvertrag 

 

- Aufschließung Pomedt II ist fertiggestellt worden. 

 

- Hr. Mukenschnabel, Gespräche bzgl. Nutzungsvereinbarung; Retentionsbecken aus derzeitiger Sicht 

ausreichend 

 

- Büro Oberlechner – hydr. Berechnung fertiggestellt  

Ergebnispräsentation in den nächsten Wochen/Monaten im Zuge einer Bauausschusssitzung; Angebote 

einholen bzgl. LIS-Wasser um die Förderung zu bekommen 

 

- Gebarungsprüfung – Prüfbericht 

 

- Luksch Projekt über Fernwärme in Riedau  

 

- Angebot für Photovoltaikanlage (25 kwp) Volksschule Riedau – Kosten von 30.600 Euro 

 

- Sommerkindergarten Dorf-Riedau-Zell findet wieder statt 

 

- Vorschlag über Projekt der Mittelschule „Zeichenunterricht“ im Bereich Schulplatz 

 

- Parteiwerbung - Verärgerung über Flyer „Bratlsonntag“ am Gemeindeamt, Beschimpfungen am Gemeindeamt 

Auch kein SPÖ-Weihnachtsbaum vorm Gemeindeamt mehr. 
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TOP 20. Allfälliges 
 

GV Michael Desch fragt bei der Amtsleiterin nach, ob die Veröffentlichung mit dem Ferialjob notiert ist. 

AL Petra Langmaier sagt dazu, ja ist notiert. 

GV Michael Desch fragt nach, wann in Pomedt asphaltiert wird. 

Bgm. Markus Hansbauer gibt dazu bekannt, dass es sich im Juni nicht ausgehen wird, eher im Juli. 

GR Anna Zallinger sagt dazu, dass die Löcher teilweise schon tief sind. 

GV Michael Desch fragt nach, wie ist der aktuelle Stand beim Kindergarten? Reißen wir es jetzt ab? Sollte dies nochmals 

verpachten für Vereine werden, möchte er gerne, dass die Fraktionen Bescheid wissen. 

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, dass es bereits Gespräche mit Baumeister Hr. Buchinger gibt. Es werden noch 

Angebote bzgl. Abbruch eingeholt. 

GR Alois Brunner fragt nach, gibt es schon einen Plan bzgl. Dach vom Freibad? Gibt es da schon weitere Infos. 

Bgm. Markus Hansbauer sagt dazu, dass die Solaranlage am Freibad saniert worden ist. Wie der Zustand des Daches 

generell ist, kann ich nicht sagen. 

GR Franz Schabetsberger sagt dazu, dass das Dach am Hallenbad absolut nicht geht, da es voll ist mit der Solaranlage. 

GR Alois Brunner fragt nach, ob diese Solaranlage ersetzt werden kann. 

GR Franz Schabetsberger sagt dazu, nein – da es für die Wasseraufbereitung für das Freibad verwendet wird. 

 

Keine weiteren Wortmeldungen 
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Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr vorliegen, schließt der 

Vorsitzende die Sitzung um 21:35 Uhr. 

 

 

 

 

 

  

Der Vorsitzende  Schriftführer 

 

Genehmigung der Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 

Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die Sitzung vom 02. Februar 2023 

keine - folgende - Einwendungen erhoben 

 

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung vom __________ 

keine Einwendungen erhoben wurden - über die erhobenen Einwendungen der beigeheftete Beschluss gefasst wurde 

und diese Verhandlungsschrift daher im Sinne des § 54 (5) OÖ. Gem0 1990 als genehmigt gilt.  

 

Riedau, am …………………………….     

 

 

 

 

 

 

 

 

 Der Vorsitzende  

   

 

 

 

 

  

ÖVP GV Reinhard Windhager  FPÖ GV Michael Desch 

 

 

 

 

  

GR Karin Eichinger  LISTE GR Bernhard Rosenberger 

 


